
 

 

Geschäft Nr. 10 

 
 

Parlamentssitzung vom 10. Dezember 2007 

Verlängerung der Erfüllungsfrist 0505 

Überparteiliche Motion Troxler (SP/JUSO), Maibach (GB), Lagger (CVP) betr. 
Einführung der "Lokalen Agenda 21" in der Gemeinde Köniz 

 
 
1. Ausgangslage 

Die Überparteiliche Motion Troxler (SP/JUSO) / Maibach (GB) / Lagger (CVP) betr. Einführung 
der "Lokalen Agenda 21" in der Gemeinde Köniz wurde am 19. Dezember 2005 mit grossem 
Mehr erheblich erklärt. 

2. Stand des Projektes 

In der Antwort des Gemeinderates auf die Motion hat der Gemeinderat u. a. in Aussicht ge-
stellt, zuerst eine Standortbestimmung sowie ein Stärken- / Schwächenprofil zu erstellen. Die-
se Arbeiten werden voraussichtlich Ende Jahr 2007 abgeschlossen sein. Diese Standortbe-
stimmung wurde mit Beizug von verwaltungsinternen und -externen Fachpersonen durchge-
führt. Dies hat den Vorteil, dass auch die externe Sicht einfliesst. Anschliessend wird der Ge-
meinderat über das weitere Vorgehen - Festlegung der prioritären Handlungsfelder, Art des 
Einbezugs der interessierten Bevölkerung - befinden.  

Im Rahmen der Legislaturziele hat der Gemeinderat zudem beschlossen, bis Ende 2009 die 
Ziele der Nachhaltigen Entwicklung in die Steuerungsprozesse der Gemeinde zu integrieren 
sowie drei Projekte zu realisieren, welche einen Beitrag zu einer Nachhaltigen Entwicklung 
leisten.  

Der Gemeinderat wird grössere - und bezüglich Nachhaltigkeit relevante - Projekte künftig ei-
ner Nachhaltigkeitsbeurteilung unterziehen. Damit sollen geplante Projekte bezüglich den 
Auswirkungen auf die Dimensionen Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft optimiert, Varianten-
vergleiche gemacht und auftretende Zielkonflikte sichtbar gemacht werden. Als erstes Pilotpro-
jekt wurde der Park in Liebefeld einer Beurteilung unterzogen. Weitere geeignete Projekte sol-
len beurteilt werden, um erste Erfahrungen zu sammeln.  

Verwaltungsintern wurde ein Projektteam Nachhaltige Entwicklung ins Leben gerufen, dieses 
begleitet die Projektleitung beim Prozess der Einführung der Nachhaltigen Entwicklung. Als 
Verbindungsgremium zum Gemeinderat wurde ein Ausschuss gebildet, welcher aus drei Ver-
treterInnen des Gemeinderates (R. Haudenschild, L. Mentha und U. Studer) und der Gemein-
deschreiberin besteht. 

In den weiteren Arbeitsschritten ist vorgesehen, dass die Handlungsfelder, die sich aus der 
Situationsanalyse ergeben, in die Instrumente der Gemeinde Köniz einfliessen, vgl. auch Bei-
lagen1.  

3. Die Rolle der öffentlichen Hand 

Die Erfahrungen anderer Gemeinden im Kanton Bern haben gezeigt, dass es für die Ausein-
andersetzung der öffentlichen Hand mit der Nachhaltigen Entwicklung ein längerfristiges En-
gagement braucht.  

                                                
1 Instrumente Köniz: Auszug aus Unterlagen eines Referates an der NE-Tagung August 2007 des Kan-
tons Bern. Mehr zu diesem Thema vgl. auch: Sonderdruck aus Zürcher Umweltpraxis, Nr. 48 / April 
2007, Artikel von Daniel Klooz, Leiter Kompetenzzentrum für Nachhaltige Entwicklung, Amt für Umwelt-
koordination und Energie des Kantons Bern 
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Die Zielsetzungen der Nachhaltigen Entwicklung sollen ein Bestandteil der Gemeindepolitik 
werden. In vielen Gemeinden findet deshalb ein Paradigmawechsel statt: anstelle eines Akti-
onsprogramms mit vielen Projekten sollen die Ziele der Nachhaltigen Entwicklung zuerst in die 
Politik integriert werden, vgl. auch beiliegender Artikel. 

Der Gemeinderat ist angesichts des Stellenwerts der Nachhaltigen Entwicklung und ange-
sichts des Stands der Umsetzung der Motion der Meinung, dass das Parlament erst Ende 
2009 über die Abschreibung der Motion befinden soll. 

 

Antrag 

Der Gemeinderat unterbreitet dem Parlament folgenden 

Beschlussesentwurf 

1. Das Parlament nimmt Kenntnis vom Stand der Umsetzung der Motion betr. Einführung der 
"Lokalen Agenda 21" in der Gemeinde.  

2. Die Frist für die Erfüllung der Überparteilichen Motion Troxler (SP/JUSO), Maibach (GB), 
Lagger (CVP) betr. Einführung der "Lokalen Agenda 21" in der Gemeinde Köniz wird um 
zwei Jahre, d. h. bis am 19. Dezember 2009 verlängert. 

 

Köniz, 31.10.2007 Der Gemeinderat 

 

Beilagen: 

• Motion 0505 mit der Antwort des Gemeinderats vom 02.11.2005 
• NE-Prozess in Köniz, Instrumentarium 
• Artikel "Führt eine Lokale Agenda 21 zu einer zukunftsfähigen Gemeinde?" 
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Geschäft Nr.  

 
 

Parlamentssitzung vom 12. Dezember 2005 

Beantwortung 0505 

Überparteiliche Motion Troxler (SP/JUSO), Maibach (GB), Lagger (CVP) betr. 
Einführung der "Lokalen Agenda 21" in der Gemeinde Köniz 

 
 
1. Text der Motion 

Der Gemeinderat wird beauftragt, dem Parlament eine Vorlage zur Einführung, Ausgestaltung 
und Umsetzung der Lokalen Agenda 21 in der Gemeinde Köniz inkl. Kreditbegehren zu unter-
breiten. Diese Vorlage hat ein Aktionsprogramm (Strategie) mit konkreten Massnahmen und 
Projekten zur nachhaltigen Entwicklung auf Gemeindeebene zu beinhalten. Dabei sind die drei 
Dimensionen Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt zu berücksichtigen. Die Bevölkerung von 
Köniz wird - gemäss den Prinzipien der LA 21 - in diesen Prozess einbezogen. 

Begründung:  

• Die Lokale Agenda 21 (LA 21) ist ein Aktionsplan, der die nachhaltige Entwicklung auf lo-
kaler Ebene, also auf Gemeinde- und Quartierebene fördert. Es geht um eine Entwicklung, 
welche die heutigen Bedürfnisse zu decken vermag, ohne die Lebensgrundlagen für die 
kommenden Generationen zu schmälern.  

• Seit 1992 („Erdgipfel“ in Rio de Janeiro) haben weltweit unzählige Gemeinden eine LA 21 
gestartet. In der Schweiz sind es z.Z. 133 Gemeinden, im Kt. Bern 16 Gemeinden, u.a. 
Bern, Thun, Langenthal, Muri, Zollikofen.  

• Die LA 21 geht von konkreten Problemen aus, die sich in der Gemeinde stellen. Zwar 
wurde und wird bei uns schon einiges in Richtung nachhaltige Entwicklung getan (z.B. La-
bel Energie-Stadt). Es gilt aber, die Anstrengungen zu koordinieren und auszubauen. Der 
Gemeindeverwaltung kommt hier eine Schlüsselrolle zu, sie hat Vorbildfunktion. Interne 
Strukturen und Projekte sind auf Nachhaltigkeit zu prüfen. Neben Umweltaspekten spielen 
die Bereiche Soziales und Wirtschaft eine ebenso wichtige Rolle. 

• Eine LA 21 ist eine Investition in die Zukunft. Ziel ist die Gemeindeentwicklung, die Verbes-
serung  der Lebens- und Wohnqualität. 

• Eine LA 21 bietet den Bewohnerinnen und Bewohnern von Köniz die Möglichkeit zur Mitge-
staltung am Gemeinwesen, d.h. Behörden und Bevölkerung suchen gemeinsam mit weite-
ren Partnerinnen und Partnern aus Wirtschaft und Gesellschaft nach Lösungen und leisten 
Beiträge zur nachhaltigen Entwicklung auf lokaler Ebene. So werden Mitverantwortung und 
Mitarbeit der Bevölkerung angesprochen und einbezogen.  

• Der Kanton möchte die Gemeinden bei diesem Prozess unterstützen. So kann er u.a. fi-
nanzielle Beiträge ausrichten. Auch vom Bund ist finanzielle Unterstützung möglich. 

Eingereicht am 14. März 2005  

Elisabeth Troxler, Urs Maibach, Valentin Lagger, Beat Deuber, Mélanie Mader, Peter 
Antenen, Hugo Staub, Martin Graber, Marlise Schörlin, Alfred Arm, Katrin Sedlmayer, Stephie 
Staub, Christian Vifian, Ursula Wyss, Marco Streiff, Rolf Zwahlen, Hermann Gysel, Rita 
Haudenschild, Lorenz Bussard, Markus Stähli, Harald Henggi, Evelyn Bühler, Claudia Egli, 
Ignaz Caminada (24) 
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Antwort des Gemeinderates 

1. Ansatz 
“Die heutige Entwicklung und deren Auswirkungen auf die Umwelt sind die Folgen eines kom-
plexen Zusammenwirkens gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Aktivitäten. Eine ganzheitliche 
Betrachtung dieser Zusammenhänge ist die Voraussetzung für eine Nachhaltige Entwicklung“. 

 
(aus: Vademecum Nachhaltige Entwicklung in der Gemeinde; BVE 1) 

Das Postulat der Nachhaltigen Entwicklung ist in der Bundesverfassung verankert - im Kanton 
Bern im Kantonalen Richtplan sowie in den Regierungsrichtlinien 2003 – 2006. 

2. Die Lokale Agenda 21  

• stellt die Integration der Anliegen von Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft sicher  

• umfasst alle wichtigen Aktionsfelder der Kommunalpolitik  

• ist das Aktionsprogramm für die nachhaltige Kommunalpolitik für das 21. Jahrhundert  

• ist keine Konkurrenz zu den herkömmlichen politischen Institutionen der Gemeinde 

• fordert eine 
• vernetzte, ganzheitliche Politik 
• langfristige, zukunftsorientierte und zukunftsbeständige Politik 
• partizipative Politik der aktiven Beteiligung.  

3. Zielbereiche und Handlungsfelder  
Im Vademecum „Nachhaltige Entwicklung in der Gemeinde“ der BVE des Kantons Bern wer-
den für die 3 Nachhaltigkeitsdimensionen je folgende 11 Zielbereiche aufgeführt: 

• Gesellschaft: Wohnqualität, Mobilität, Gesundheit, Sicherheit, Partizipation, Kultur und 
Freizeit, Bildung, Soziale Unterstützung, Gemeinschaft und Integration, Chancengleichheit, 
Solidarität. 

• Wirtschaft: Einkommen, Preise, Einkommensverteilung/Existenzsicherung, Arbeitsplätze, 
Investitionen, Ressourceneffizienz/Verursacherprinzip, Innovation, Wirtschaftstruktur, öf-
fentlicher Haushalt, Steuern, Know-how. 

• Umwelt: Artenvielfalt und Lebensräume, Landschaft und Naturraum, Energiequalität, Ener-
gieverbrauch, Klima, Rohstoffverbrauch, Wasserhaushalt, Wasserqualität, Bodenverbrauch, 
Bodenqualität, Luftqualität.  

Es ist jedoch Angelegenheit der Gemeinden, aus diesen Belangen die für sie wichtigen spezi-
fischen Handlungsfelder zu eruieren und gemäss ihren Prioritäten umzusetzen. 
Ziele im Bereich der Nachhaltigkeit dienen oft auch der lokalen und regionalen Wirtschaft. Wird 
beispielsweise im Gebäudebereich vermehrt auf Wärmedämmung und/oder erneuerbare 
Energien gesetzt, so verbleibt ein grösserer Teil der Wertschöpfung in der Schweiz, und es 

                                                
1 Bau-, Verkehr- und Energiedirektion des Kantons Bern 
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fliesst gleichzeitig ein kleinerer Teil ins Ausland, weil weniger fossile Energie importiert werden 
muss. 

4. Nachhaltigkeit in Köniz 
Beispiele: Köniz gilt in der Suchtprävention als Vorzeigegemeinde. Ebenso dürfen der vorbild-
liche Landschaftsschutz und das Label Energiestadt erwähnt werden.  

Beim Neubau der Swisscom Mobile im Liebefeld werden sowohl bezüglich Energie als auch 
Umgebungsgestaltung Leistungen über die gesetzlichen Erfordernisse hinaus erbracht.  

Die Umsetzung der Ergebnisse zur Zeit laufender Architektur-Wettbewerbe werden die Stand-
ortattraktivität für das Wohnen weiter verbessern u.a.m. 

Einzelne erfolgreiche Projekte ergeben jedoch noch keinen Prozess im Sinne der LA 21.  

5. Einschätzung des Gemeinderates 
Bezüglich nachhaltiger Entwicklung kann (mindestens teilweise) auf bereits Erreich-
tem/Realisiertem aufgebaut werden. Der Gemeinderat ist jedoch der Auffassung, dass  

• die bisherigen Anstrengungen in Bezug auf Ökologie und Nachhaltigkeit sich sehen lassen 
dürfen und bei einer Annahme der Motion als erstes systematisch erhoben werden müssen 

• die Anstrengungen nicht nur weitergeführt, sondern intensiviert werden müssen  

• die Gemeinde Köniz gute Möglichkeiten hat, mit einem pragmatisch aufgebauten LA 21-
Prozess das Engagement in der Bevölkerung, bei Institutionen, der Wirtschaft u.a.m. zu ak-
tivieren 

• es gemeinsam insgesamt gelingen wird, unser Entwicklungspotenzial noch besser 
auszuschöpfen zu Gunsten einer Verbesserung der Lebens- und Standortqualität und damit 
zum Nutzen und Wohle der ganzen Gemeinde.  

Die Erfahrungen anderer Gemeinden zeigen, dass - jedenfalls längerfristig - Politik und Ver-
waltung zusammen mit einer professionellen Begleitung eine Schlüsselrolle zukommen. Ein 
breit abgestützter politischer Konsens und Wille sind deshalb grundlegend.  

6. Entscheidungsgrundlagen 
Bei Annahme der Motion wird der Gemeinderat hinsichtlich LA 21 folgende Arbeiten / Abklä-
rungen in Auftrag geben und dem Parlament vorlegen:  

• Nachhaltigkeits-Standortbestimmung der Gemeinde Köniz  

• Erstellung eines Stärken-/Schwächenprofils 

• Eine Strategie zur Einführung, Ausgestaltung und Umsetzung  

• Angabe und Begründung der vorrangigen Entwicklungsziele und Aktionsfelder 

• Ein Aktions-(Start)-Programm mit konkreten Massnahmen und Projekten  

• Ergebnis der Abklärungen über finanzielle Konsequenzen und Rahmenbedingungen mit 
Kreditantrag 

Die Abklärungen dienen zur Abschätzung der Risiken und Chancen sowie dem eigentlichen 
Beschluss zur Etablierung der LA 21 in Köniz. 

Im Zusammenhang mit einem Entscheid zu einem LA 21 Prozess sind insbesondere folgende 
Fragen zu stellen und zu beantworten: 

• Wie entfaltet das in den Prozess investierte Geld einen konkreten Nutzen (Wirkungsana-
lyse)? 

• Sind die aus dem Prozess resultierenden Massnahmen wirksamer im Vergleich zum her-
kömmlichen Vorgehen (Kosten-/Nutzen-Analyse)? 

Der Gemeinderat wird bei Annahme der Motion darauf achten, eine Lokale Agenda 21 für die 
Gemeinde Köniz zu entwerfen, die folgenden Kriterien genügt: 

konkret - beschränkt - publikumswirksam - freiwillig.  
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Der Gemeinderat wird diese Merkmale anlässlich der Parlamentsdebatte mündlich erläutern. 

Lokale meint global denken und lokal handeln - von uns allen. Agenda heisst wörtlich: was zu 
tun ist. 21 steht für das 21. Jahrhundert ff. Zum Gebot der Nachhaltigkeit gibt es nach Über-
zeugung des Gemeinderates keine verantwortbare politische Alternative. Köniz kann dabei 
von den (positiven und negativen) Erfahrungen zahlreicher Gemeinden profitieren und lernen. 

Der Parlamentsentscheid zur vorliegenden Motion hat hinsichtlich der Art und Weise der künf-
tigen Entwicklung der Gemeinde wegweisende Signalwirkung. Darum stellt der Gemeinderat 
dem Parlament folgenden  

Antrag 

Annahme der Motion. 

Köniz, 2. November 2005 Der Gemeinderat 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weiterführende Informationen 

• Bundesamt für Raumentwicklung: www.are.ch  
• Kompetenzzentrum für Nachhaltige Entwicklung im Kanton Bern: www.kus.bve.be.ch 
• Verein Lokale Agenda 21: www.agenda-21.ch 



NE-Tagung Kanton Bern, August 2007, Auszug Referat R. Haudenschild

NE-Prozess in Köniz - Instrumentarium

Leitbilder, Strategien, z.B. REK -> Ortsplanungsrevision

Legislaturziele, Finanzstrategie, IAFP

langfristig 
(10 - 15 Jahre)

mittelfristig
(4 Jahre)

NE - Standortbestimmung, Stärken/Schwächen

Handlungsfelder NE

Jahrespläne, Budget, IAFPkurzfristig

Definition Ziele und Bestimmung Ziellücken Massnahmen



 



Inhaltliche Verantwortung:

Daniel Klooz

Leiter Kompetenzzentrum 

für Nachhaltige Entwicklung

Amt für Umweltkoordination und Energie

des Kantons Bern

Reiterstrasse 11

3011 Bern

Telefon 031 633 36 52

daniel.klooz@bve.be.ch

Die Verantwortung für eine zu-

kunftsfähige Gemeindeentwicklung

liegt bei der lokalen Politik. Im Ver-

bund schaffen New Public Manage-

ment und Nachhaltige Entwicklung

die Voraussetzungen für eine weit-

sichtige Gemeindepolitik. Diese setzt

ihre beschränkten Mittel effektiv

und effizient für die inhaltlichen

Ziele der Nachhaltigen Entwicklung

ein. Dies funktioniert grundsätzlich

für Gemeinden jeglicher Grösse,

postuliert dieser Diskussionsbeitrag

aus dem Kanton Bern.

Nachhaltige Entwicklung ist eine grosse
Herausforderung für die Politik, deren
Notwendigkeit im 20. Jahrhundert zwar
erkannt worden ist, deren Bewältigung
im 21. Jahrhundert aber immer noch
ansteht. Ein Weg dorthin kann über ei-
ne Lokale Agenda 21 (LA 21) führen.
Die LA 21 als reines Aktionsprogramm
kann selber kein zukunftsfähiges Poli-
tikmodell sein. Wenn dagegen die For-
derung nach einer LA 21 als Anstoss ver-
standen wird, sich mit Fragen der Nach-
haltigen Entwicklung auf lokaler Ebene
im Rahmen der politischen Planung aus-
einanderzusetzen, dann kann dies zu ei-
ner zukunftsfähigen Gemeinde führen.

Verantwortung liegt bei den 

kommunalen Behörden

Um zu verstehen, welche Bedeutung
die Forderung nach einer LA 21 hat,
lohnt es sich, das Kapitel 28 der Agen-
da 211 sorgfältig und vollständig zu le-
sen. Dann zeigt sich, dass nicht, wie
vielfach kolportiert, ein Aktionspro-
gramm im Zentrum steht. Vielmehr
werden die Regierungsbehörden vor
Ort als dafür verantwortlich bezeich-

net, die lokale Politik auf die Vision der
Nachhaltigen Entwicklung auszurich-
ten. Sie sind aufgefordert, im Konsens
mit den Bürgerinnen und Bürgern die
lokalen Programme, Politiken, Gesetze
und Verordnungen so anzupassen, dass
die Ziele der Nachhaltigen Entwicklung
erreicht werden können. Der partizipa-
tive Prozess steht jedoch nicht im Vor-
dergrund; ausschlaggebend ist es, die
lokale Politiksteuerung anzupassen und
sie mit der inhaltlichen Vision Nachhal-
tige Entwicklung zu verbinden.
Das Streben nach Nachhaltiger Ent-
wicklung ist ein langfristig angelegter
Prozess, der grundsätzlich nie abge-
schlossen ist. Die geforderte LA 21 ist im
Grunde ein Programm zur Weiterent-
wicklung und Neuorientierung der
kommunalen Politik und ihrer Steue-
rung und nicht ein Aktionsprogramm
mit so genannt «nachhaltigen Projek-
ten und Massnahmen».

Wie die Steuerung der Gemeindepolitik Richtung Nachhaltige Entwicklung funktionieren kann

Führt eine Lokale Agenda 21 zu einer

zukunftsfähigen Gemeinde?

Nachhaltige
Entwicklung

Fragen der Nachhaltigen Entwicklung müssen, um Wirkung zu erzielen, auf lokaler Ebene

in die Planung miteinbezogen werden. In Illnau-Effretikon beispielsweise wurde die erar-

beitete Lokale Agenda 21 mit Unterstützung der Gemeindeexekutive in das Schwerpunkt-

programm der Legislatur 2002–2006 aufgenommen.

Quelle: Michel Roux
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Konkretisierte Zielvorgaben 

für die Schweiz

Wesentlichste Grundlage für diese Neu-
orientierung ist das Verständnis, dass
Nachhaltige Entwicklung eine überge-
ordnete langfristige inhaltliche Zielvor-
gabe ist, die alle Politikbereiche umfasst.
In der Schweiz basiert sie auf den Vorga-
ben der Bundesverfassung von 1999 und
der Strategie 2002 zur Nachhaltigen Ent-
wicklung des Bundesrates, einer opera-

tionalisierbaren Konkretisierung des
sehr global angelegten Brundtland-
Konzeptes. Die wesentlichen Elemente
des nationalen Verständnisses in der
Schweiz sind2:
1. Die drei Grundprinzipien:

• Ganzheitliche, ausgewogene Be-
rücksichtigung von Umwelt, Wirt-
schaft und Gesellschaft,

• Berücksichtigung der Interessen
zukünftiger Generationen (inter-
generationelle Solidarität), sowie

• Berücksichtigung der Interessen
aller Erdenbewohner (intragene-
rationelle Solidarität).

2. Die Konkretisierung der Ziele für die
drei Nachhaltigkeitsdimensionen Um-
welt, Gesellschaft und Wirtschaft mit
Zielbereichen und den anzustreben-
den Entwicklungen in den entspre-
chenden Politiksektoren.

3. Regeln zum Umgang mit Zielkonflik-
ten und zum Interessenausgleich
(siehe Kasten Seite 12). 

Wirkungsorientierte Verwaltungs-

führung als Chance

Für Steuerungsprozesse einer Gemein-
de hiess das Zauberwort vor ziemlich
genau zehn Jahren «New Public Mana-
gement» (NPM). Es sollte die öffentli-
chen Verwaltungen in Zeiten wachsen-
der Aufgaben und schrumpfender Kas-
sen auf mehr Effektivität und Effizienz
trimmen. Landauf, landab wurden Re-
formprojekte lanciert, Globalbudgets
erstellt und Indikatoren zur Wirkungs-
und Leistungsbeurteilung definiert.
Diese Euphorie ist heute verebbt.
Was sind die Gründe für die Ernüchte-
rung? Oft genannt werden Intrans-
parenz, Demokratieverlust und mehr
Bürokratie. Der Hauptgrund dürfte
aber in der einseitigen Fokussierung auf
die Verfahren, Prozesse und Rollenver-
teilungen liegen. Diese Konzentration
auf die eigentliche «Mechanik» führt
leicht zu einer kleinlichen und unfle-
xiblen Überreglementierung. Die fun-
dierte Diskussion der übergeordneten
inhaltlichen Ziele für die politische Pla-
nung bleibt dabei auf der Strecke. Sie ist
aber grundlegend, denn ohne verbind-
liche und über alle Politikbereiche
kohärente inhaltliche Zielvorgaben
fehlt NPM die Orientierung – mit dem
Resultat, dass die Entwicklung hoch-
effizient in eine unerwünschte Rich-
tung führen kann.
Ein ähnliches Schicksal wie NPM schei-
nen die Bemühungen um die Nachhal-

1 Die Agenda 21 ist eines der wichtigen Dokumente der UNO-Konferenz zu Umwelt und Entwicklung, die 1992 in Rio de Janeiro stattgefunden hat. 
Details unter www.agrar.de/agenda/agd21k00.htm

2 Details unter www.are.admin.ch/are/de/nachhaltig/are/index.html

Die langfristige Zielvorgabe «Nachhaltige Entwicklung» muss alle Ebenen einer systemati-

schen Gemeindesteuerung durchdringen.

Quelle: Amt für Umweltkoordination und Energie des Kantons Bern

Normative Ebene
  Souverän, Legislative

• Wo stehen wir?
• Welche sind unsere Werte?
• Welche sind unsere Stärken und Schwächen?
• Welche sind unsere langfristigen Ziele?

Strategische Ebene
  Exekutive

• Welche Ziele sind prioritär?
• Wie wollen wir sie umsetzen?
• Welche Wirkungen erwarten wir?
• Welche konkreten Leistungen sind nötig?

Operative Ebene
  Verwaltung

• Planung konkreter Massnahmen
• Umsetzung konkreter Massnahmen
• Aufbereitung von Grundlagen

Leitbild, langfristig (> 20 Jahre)

Legislaturplanung, mittelfristig (4–6 Jahre)

Jahresplanungen, kurzfristig (1 Jahr)

Ziel- und wirkungsorientiertes Modell für die Gemeindepolitik

heutige
Generationen

zukünftige
Generationen

Gesellschaft

Umwelt

Nord

Süd

Denken und
Handeln:
• ganzheitlich
• langfristig
• global

Wirtschaft
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tige Entwicklung zu erleiden. Trotz gut
gemeinter Ansätze hat deren Veranke-
rung auf Gemeindeebene bis heute nur
unbefriedigend stattgefunden. Entge-
gengesetzt zu den Erfahrungen mit
NPM, scheint hier das bisher erfolglose
Ringen um die «Mechanik» der prakti-
schen Umsetzung in der Gemeinde-
politik verantwortlich zu sein.

Gemeindeentwicklung integrativ

gestalten

Wir haben also heute die Situation,
dass wir zwei für die Zukunft von Ge-
meinden wichtige, aber bis jetzt nur
beschränkt erfolgreiche Konzepte ha-
ben, die bisher nicht miteinander ver-
bunden worden sind:

• einerseits eine konkrete Zielvision,
die Nachhaltige Entwicklung der
Gemeinde, ohne dass ein konkretes
Vorgehen für ihre Umsetzung vor-
gegeben wäre, sowie 

• andererseits die Verfahren und Pro-
zesse einer modernen, wirkungs-
orientierten Gemeindesteuerung
ohne konkrete, auf die Gemeinde
zugeschnittenen Zielvorgaben.

Abhilfe schaffen kann in dieser Situa-
tion eine ziel- und wirkungsorientierte
Gemeindesteuerung, indem die über-
geordneten Ziele der Nachhaltigen Ent-
wicklung mit den Mechanismen der
modernen Verwaltungsführung ver-
bunden werden.
Die Steuerung in der wirkungsorien-
tierten Politik findet auf drei verschie-
denen Ebenen statt, die jeweils die ent-
sprechenden Zuständigkeiten und Zeit-
horizonte festlegen (Grafik links):

• Normative Ebene: Der Zeithorizont
ist langfristig, zuständig ist die Legis-
lative (Parlament, Gemeindever-
sammlung). Wie Verfassung, Geset-
ze, Verordnungen oder übergeord-
nete Planungen gehören auch kom-
munale Leitbilder auf diese Ebene. 

• Strategische Ebene: Der Zeithori-
zont ist mittelfristig, zuständig ist die
Exekutive. Sie erarbeitet eine Legis-
laturplanung, die festlegt, welche
Ziele und Aufgaben in den kom-
menden Jahren erfüllt werden müs-

sen. Die Festlegungen auf der nor-
mativen Ebene bilden dabei die ver-
bindlichen und unverhandelbaren
Leitplanken. 

• Operative Ebene: Der Zeithorizont
ist kurzfristig, zuständig ist die Ver-
waltung. Sie plant die konkreten
Massnahmen auf der Basis der Le-
gislaturplanung und setzt diese
möglichst wirksam und kostengüns-
tig um. Es ist zudem eine wichtige
Aufgabe der Verwaltung, die Ent-
wicklungen auf allen drei Steue-
rungsebenen konsequent zu verfol-
gen und darauf gestützt Grundla-
gen für Entscheide auf den überge-
ordneten Ebenen zu erarbeiten.

Kommunale Leitbilder spielen in die-
sem Modell eine Schlüsselrolle. Sie de-
finieren die übergeordneten inhaltli-
chen Ziele in einem langfristigen Zeit-
rahmen und sind bestens dafür geeig-
net, die Vision einer Nachhaltigen Ent-
wicklung auf Gemeindeebene zu ver-
ankern. Sie dürfen dabei nicht eine An-
sammlung von Allgemeinplätzen sein,
sondern sollten konkrete, überprüf-

bare Ziele zum Inhalt haben (z.B. «Wir
streben einen ausgeglichenen Finanz-
haushalt an. Die durchschnittlichen
mittel- und langfristigen Schulden sol-
len einen Jahresgemeindesteuerertrag
nicht übersteigen.» Oder «Wir wollen
den Wert öffentlicher Gebäude erhal-
ten und streben bei Sanierungen den
Minergiestandard an.»). Mit der Verab-
schiedung durch die Legislative erhal-
ten sie die demokratische Legitimation
und Verbindlichkeit, die alle Festlegun-
gen auf der normativen Ebene benöti-
gen. Um auch eine ausreichende Mit-
wirkung der Bevölkerung zu gewähr-
leisten, durchlaufen Leitbilder optima-
lerweise den selben Entscheidungspro-
zess wie beispielsweise Nutzungspla-
nungen: Die Exekutive erarbeitet einen
Entwurf und legt diesen öffentlich auf,
die Bevölkerung kann dazu schriftlich
Einwendungen machen, diese werden
geprüft, und die entsprechend über-
arbeitete Vorlage wird der Legislative
zur Abstimmung vorgelegt.
Während die Trennung von strategi-
scher und operativer Ebene ein be-

«Nachhaltige Entwicklung» wirkt bei zahlreichen Aspekten auf die Gemeindesteuerung ein.

Quelle: Amt für Umweltkoordination und Energie des Kantons Bern

Aspekte
Nachhaltige Entwicklung

Input/
Impuls

Aspekte
Gemeindesteuerung

Hintergrund und Geschichte

Grundverständnis und Postulate der NE
Æ
Æ

Hintergrund und Geschichte

Selbstverständnis der Gemeinde

Institutionelle Anforderungen aus Sicht NE

Handlungsfelder und Zielbereich, 
NE-Indikatorensystem

Æ
Æ

Gemeindeorganisation

Fachbereiche bzw. Ressort

Lagebeurteilung und langfristige Ziele aus
Sicht NE, prioritäre Handlungsschwer-
punkte aus Sicht NE

NE-Beurteilung von Strategien und 
Konzepten

NE-Beurteilung von Projekten

Kohärenz

Æ

Æ

Æ
Æ

Leitbild, d.h. langfristige Zielsetzungen
und Schwerpunkte auf Basis Lagebeur-
teilung

Legislaturplanung, Integrierte Aufgaben-
und Finanzplanung (IAFP) aufgrund mit-
telfristiger Prioritäten

Jahresplanung inkl. Budget, Massnahmen

Controlling

Integrale Beurteilung und Planung, ganz-
heitliche NE-Beurteilung

basisgestützte Beurteilung «Partizipation»

Æ
Æ

analytische Instrumente (indikatoren-
basiert)

diskursive Instrumente (Einbezug der 
Bevölkerung)In
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verzichtbar für das Überwachen der Ent-
wicklung und für die Erfolgskontrolle der
Tätigkeit von Verwaltung und Behörden.

Kennzeichen zukunftsfähiger 

Gemeinden

Zwei wesentliche Aspekte zeichnen al-
so Gemeinden aus, die sich ernsthaft
um die Nachhaltige Entwicklung auf lo-
kaler Ebene bemühen: Einerseits sollte
sich ihre Gemeindesteuerung sichtbar
und kohärent an den Grundprinzipien
und Zielen der Nachhaltigen Entwick-
lung orientieren. Anderseits sollte ihre
Gemeindesteuerung auf einem mo-
dernen Konzept der Organisations-
steuerung basieren (Kasten oben). Nur
so ist Gewähr geboten, dass die Vision
der Nachhaltigen Entwicklung effektiv
umgesetzt werden kann.

kanntes Element des NPM ist, kommt
die Trennung von normativer und stra-
tegischer Ebene zu kurz. Sie ist Aufga-
be des kommunalen Organisations-
reglements: Die Gemeindeordnung
sollte deshalb festhalten, dass die Fest-
legung eines Leitbildes Sache des Sou-
veräns ist und dass die Exekutive auf
Grundlage dieses Leitbildes eine Legis-
laturplanung vorzulegen und darüber
Rechenschaft abzugeben hat.
Bleibt die Frage, wie der Zusammenhalt
zwischen den verschiedenen Steue-
rungsebenen gewährleistet werden
kann. Hier bietet sich das NPM als hilf-
reiches Werkzeug an, das die überge-
ordneten Inhalte des Leitbildes durch
die verschiedenen Stufen hindurch
transparent in die Legislatur- und Jah-
resplanung, die Aufgaben- und Finanz-
planung und in die Leistungsvereinba-
rungen mit den Verwaltungsabteilun-
gen transportieren kann – nämlich mit
einem kohärenten Kriterien- und Indika-
torensystem. Dieses ist gleichzeitig un-

Gemeindesteuerung, die sich an der Nachhaltigen Entwicklung orientiert

Eine moderne Gemeindesteuerung bedingt, 

• …dass Verfahren, Prozesse und Rollenverteilungen in der Gemeinde bewusst gemacht werden.

• …dass ein verbindliches Leitbild vorhanden ist, das breit abgestützt und akzeptiert ist.

• …dass, der Ist-Zustand und die Entwicklung der Gemeinde mit Hilfe von Indikatoren systema-

tisch beurteilt werden. Diese Lagebeurteilung dient als Grundlage für die politische Planung.

• … der vordringliche Handlungsbedarf gemessen am Leitbild identifiziert wird.

• …dass regelmässig (die Öffentlichkeit) informiert wird.

• …dass es ein Konzept zur Erfolgskontrolle (inkl. Indikatorensystemen) gibt; der Zusammenhang

zwischen übergeordneten Zielen und Massnahmen muss aufgezeigt werden können.

• …dass verwaltungsexterne Akteure bei wichtigen Fragen einbezogen werden.

Damit die Nachhaltige Entwicklung in die Gemeindeentwicklung integriert werden kann, 

• …muss sich die Gemeinde ausdrücklich mit der Vision einer Nachhaltigen Entwicklung ausein-

andergesetzt haben.

• …muss der politische Wille zur Umsetzung der Vision einer Nachhaltigen Entwicklung in der Ge-

meinde verbindlich dokumentiert werden (z.B. Beschluss von Gemeindeversammlung oder Ge-

meindeparlament).

• …braucht es eine ganzheitliche Sicht, die Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft gleichwertig

berücksichtigt.

• …müssen die langfristigen und globalen Dimensionen in die Entscheide einbezogen werden.

• …muss bewusst entschieden werden, wie sich die Gemeinde langfristig entwickeln soll (Defini-

tion des Soll-Zustandes, z.B. in Form eines Leitbilds).

• …müssen die möglichen Handlungsoptionen identifiziert und dann systematisch bezüglich ih-

rer Auswirkungen beurteilt werden.

• …müssen dazu geeignete Instrumente und Verfahren für die integrale Planung vorhanden sein

(Nachhaltigkeitsbeurteilungen, Kommission für Nachhaltige Entwicklung, Integrierte Aufgaben-

und Finanzplanung).

• …muss bei Zielkonflikten eine bewusste Interessenabwägung vorgenommen werden (Transpa-

renz, expliziter Bezugsrahmen der Nachhaltigen Entwicklung).

Weiterlesen

Bisher fehlte ein praxisorientiertes Modell,

ein auf die Gemeinderealität ausgerichteter

Ansatz zum wirkungsvollen Integrieren der

Vision Nachhaltige Entwicklung in die Ge-

meindepolitik. Der Grundlagenbericht «Ein-

führung in die NE-orientierte Gemeindepo-

litik, Praxisorientierter Grundlagenbericht»

schliesst diese Lücke. Er erklärt das Zusam-

menführen von NPM und Nachhaltiger Ent-

wicklung (NE) und erläutert detailliert die

verschiedenen Aspekte der so genannt

«NE-orientierten Gemeindepolitik».

Amt für Umweltkoor-

dination und Energie

Reiterstrasse 11

3011 Bern

Tel. 031 633 36 61 

info.aue@bve.be.ch

Interessensabwägung 

bei Zielkonflikten

Bei Entscheiden von grosser Tragweite ist

es nahe liegend, dass es zu Interessenkon-

flikten zwischen den drei Dimensionen der

Nachhaltigen Entwicklung kommen kann.

Nach dem Verständnis des Bundesrates

können Nachteile in einer Dimension durch

klare Vorteile in den anderen zwei Dimen-

sionen bis zu einem gewissen Ausmass

kompensiert werden.

Negative Auswirkungen dürfen dabei aber

nicht stetig zu Lasten derselben Dimension

gehen und kritische Grenzen dürfen nicht

unter- bzw. überschritten werden. Solche

kritischen Grenzen sind beispielsweise ge-

sundheitlich relevante Umweltnormen (Luft-

qualität), sozialpolitische Normen (gleiche

Chancen, minimale Einkommen, men-

schenwürdige Lebensbedingungen usw.)

oder die Gewährleistung der Menschen-

rechte. Diese stellen nicht verhandelbare

Minimalanforderungen und Schwellenwer-

te dar. Diese Interpretation wird als

«Schwache Nachhaltigkeit Plus» bezeich-

net.
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